Der Zugewinnausgleich bei Ehescheidung

1.Was bedeutet Zugewinnausgleich?

Zugewinnausgleich ist der güterrechtliche Ausgleich zwischen Ehepartnern, die im gesetzlichen Güterstand der Zugewinngemeinschaft verheiratet sind. Das sind alle Ehepaare, die keinen notariellen Ehevertrag abgeschlossen haben, für sie gelten automatisch die gesetzlichen Regeln der Zugewinngemeinschaft.

Der Begriff Zugewinngemeinschaft ist allerdings irreführend: Während der Ehe ist die Zugewinngemeinschaft eine Art Gütertrennung, d.h. solange die Ehe besteht, kann jeder Ehegatte sein eigenes Vermögen erwerben, verwalten und ausgeben, es gibt keine gesetzliche Teilhabe am Vermögen des anderen während der Ehezeit. Wenn allerdings ein Ehegatte über sein Vermögen als Ganzes verfügen möchte, so benötigt er hierfür die Zustimmung des anderen Ehegatten.

Der Zugewinnausgleich findet erst statt, wenn die Ehe nicht mehr besteht, d.h. nach Ehescheidung oder nach dem Tod eines Ehepartners. Der Zugewinnausgleich nach der Ehescheidung ist ein reiner Zahlungsanspruch, es besteht kein Anspruch auf Übertragung von Vermögensgegenständen.

Grundsätzlich ist der Ehepartner, der während der Ehezeit mehr Vermögen erworben hat, dem anderen zum Ausgleich verpflichtet und zwar in Höhe von 50% der Differenz zwischen den beiderseitigen Vermögen. So soll im Ergebnis erreicht werden, dass der Vermögenserwerb während der Ehezeit auf die geschiedenen Ehegatten je zur Hälfte verteilt wird.
2. Berechnung des Zugewinnausgleichs mit Beispiel

Für jeden Ehepartner ist separat zu ermitteln, welchen Zugewinn er während der Ehezeit erzielt hat. Zu diesem Zweck ist sein Anfangsvermögen (=Vermögen bei Eheschließung) mit dem Endvermögen (=Vermögen zum Zeitpunkt  der Zustellung des Scheidungsantrags) zu vergleichen. Die Differenz zwischen dem Endvermögen und dem Anfangsvermögen eines Ehepartners ist sein Zugewinn.

Zum Anfangsvermögen eines Ehepartners zählt allerdings auch, was er während der Ehe geerbt oder als Schenkung erhalten hat. Dadurch wird im Ergebnis erreicht, dass Erbschaften und Schenkungen nicht in den Zugewinn fallen.
Nach der Berechnung des Zugewinns der Ehefrau und des Zugewinns des Ehemannes sind diese beiden Werte zu vergleichen: Der Ehegatte mit dem höheren Zugewinn muss dem anderen die Hälfte der Differenz auszahlen.

Beispiel:

Die Ehefrau hatte bei Eheschließung 
  50.000 € 
während der Ehe erbte sie 
  70.000 €
bei Zustellung des Scheidungsantrags hat sie
150.000 € 

Der Ehemann hatte bei Eheschließung 
  10.000 €

Bei Zustellung des Scheidungsantrags hat er eine Immobilie im

Wert von 200.000 €, die noch mit 60.000 €  belastet ist.

Sein Endvermögen bei Zustellung des Scheidungsantrags beträgt daher
140.000 €
Zugewinn der Ehefrau:

Endvermögen
150.000 €

./.Anfangsvermögen plus Erbschaft
120.000 €


  30.000 €

Zugewinn des Ehemannes:

Endvermögen

Wert der Immobilie abzüglich Schulden
140.000 €

./. Anfangsvermögen
  10.000 €


130.000 €

Ausgleichsanspruch der Frau:

Zugewinn Ehemann
130.000 €

./. Zugewinn Ehefrau
  30.000 €


100.000 €

50%
  50.000 €

Im Ergebnis hat F gegen M einen Zugewinnausgleichsanspruch von 50.000 €. M muss also 50.000 € an F zahlen, obwohl er außer der Immobilie nur Schulden hat. Er muss daher entweder  die Immobilie verkaufen oder ein zusätzliches Darlehn aufnehmen, um F ausbezahlen zu können.

Die Beispielsrechnung ist vereinfacht: Bei genauer Berechnung muss das Anfangsvermögen mit Hilfe des Verbraucherpreisindexes hochgerechnet werden, um die Geldentwertung auszugleichen. Insbesondere bei langen Ehen ergeben sich durch die Hochrechnung des Anfangsvermögens erhebliche Änderungen bei der Zugewinnberechnung.

3. Vermögenswerte, die beim Zugewinn berücksichtigt werden

In die Zugewinnberechnung werden sowohl beim Anfangs- als auch beim Endvermögen alle Vermögenswerte eingestellt, die einen Verkehrswert haben. In der Praxis ist die Bewertung einzelner Vermögensgegenstände ein häufiger Streitpunkt, z.B. bei Immobilien, beim Wert einer Firma oder bei Kunstgegenständen. Wird der Streit nicht außergerichtlich beigelegt, entscheidet ein gerichtlich bestellter Sachverständiger. 
Schulden müssen bei der Vermögensaufstellung abgezogen werden, wobei sich beim Zugewinn im Ergebnis kein negativer Wert ergeben darf. Wenn ein Ehegatte am Ende der Ehezeit weniger Vermögen hat als am Anfang, so ist sein Zugewinn mit Null anzusetzen. Das gilt auch beim Anfangsvermögen: Hat ein Ehegatte bei Eheschließung Schulden, so wird sein Anfangsvermögen ebenfalls mit Null angesetzt. 

Achtung: Diese Regelung stößt schon lange auf Kritik und ist daher geändert worden. Die Änderung tritt am 1.9.2009 in Kraft und bestimmt, dass diese Fiktion entfällt. Hat ein Ehepartner bei Eheschließung Schulden, so ist künftig sein Anfangsvermögen mit dem entsprechenden negativen Wert anzusetzen.

Ausgenommen vom Zugewinnausgleich sind alle Arten von Rentenanwartschaften, gesetzliche Renten, betriebliche, berufständische oder private Renten und Hausratsgegenstände, zu denen auch das Familienauto gehört, sofern die Eheleute nur ein Fahrzeug gehabt haben und dieses von beiden benutzt wurde. 

Grund für die Herausnahme von Renten und Hausratsgegenständen aus dem Zugewinnausgleich  ist die Tatsache, dass Renten im Versorgungsausgleich innerhalb des Rentensystems und Hausratsgegenstände nach der Hausratsverordnung  nach billigem Ermessen aufgeteilt werden.
4. Durchsetzung des Zugewinnausgleichs
Zur Berechnung des Zugewinnausgleichs ist es unerlässlich, genaue Information über das Vermögen des anderen Ehepartners zu erhalten. Deshalb gibt es einen gesetzlichen Auskunftsanspruch, der mittels Klage gerichtlich durchgesetzt werden kann.

Beide Ehegatten sind einander verpflichtet, umfassende Auskunft über den Bestand Ihres Endvermögens zu erteilen und die Auskunft durch geeignete Nachweise zu belegen, z.B. Kontoauszüge, Lebensversicherungsscheine, Kaufverträge etc.

Allerdings kann der Auskunftsanspruch erst geltend gemacht werden, wenn die Scheidung beantragt ist, weil erst dann der Stichtag für die Berechnung des Zugewinns (=Zustellung des Scheidungsantrags) feststeht. Darin liegt gleichzeitig die Gefahr einer  möglichen Manipulation durch Vermögensverschiebungen vor dem Stichtag. Wenn die Befürchtung besteht, dass der andere Ehegatte während der Trennung Vermögen beiseite schaffen könnte,
so empfiehlt sich ein möglichst früher und für den anderen Ehegatten noch nicht erwarteter

Scheidungsantrag. Auf jeden Fall ist es ratsam, sich schon vor der Trennung  Informationen über das Vermögen des anderen zu beschaffen, um etwaige Vermögensverschiebungen nachträglich beweisen zu können. Gelingt der Nachweis, dass ein Ehepartner Vermögen verschenkt oder verschwendet hat, so wird der Zugewinn so berechnet, als wären diese Vermögensgegenstände noch vorhanden.
Im Prozess kann der Zugewinn entweder im Rahmen des Scheidungsverfahrens als sog. Folgesache geltend gemacht werden oder als isolierte Klage nach Rechtskraft der Scheidung. Die Verjährungsfrist beträgt 3 Jahre, d.h. der Anspruch auf Zugewinnausgleich ist verjährt, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren  nach Rechtskraft der Scheidung gerichtlich geltend gemacht wird.
Vereinbarungen über den Zugewinn sind formbedürftig: Der Vertrag muss gerichtlich protokolliert oder notariell beurkundet werden, um wirksam zu werden. Häufig wird der Zugewinn im Rahmen einer gerichtlich protokollierten Scheidungsvereinbarung zusammen mit anderen Ansprüchen wie Unterhalt oder Versorgungsausgleich geregelt. Solche Gesamtpakete sind häufig die beste Lösung, weil sie eine individuelle Gestaltung ermöglichen, die durch eine gerichtliche Entscheidung nicht erzielt werden kann. So kann es z.B. sinnvoll sein, statt des Zugewinnausgleichs eine Immobilie zu übertragen oder ein Wohnrecht zu begründen.
Das Gericht kann bei streitiger Entscheidung immer nur innerhalb des jeweiligen Rechtsanspruchs wie Zugewinn, Versorgungsausgleich, Unterhalt entscheiden. Bei einer Scheidungsvereinbarung dagegen können diese Werte miteinander verglichen und frei ausgetauscht werden, wodurch die persönlichen Interessen der Eheleute besser realisiert werden können.
Lassen Sie sich deshalb frühzeitig beraten, um solche Möglichkeiten zu nutzen.

